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Insbesondere Frauen beschleichen dieser 

Tage weihnachtliche Glücksgefühle ob der 

schier unglaublichen Fülle familien- und 

frauenpolitischer Wahlgeschenke, mit de-

nen sich bundesdeutsche Parteien der-

zeit in ihren Programmen zur anstehenden 

Bundestagswahl gegenseitig überbieten. 

In seltener parteiübergreifender Einmü-

tigkeit ist da vom Abbau jeglicher Kita-Ge-

bühren bei gleichzeitigem Quantensprung 

in der Betreuungsqualität zu lesen. Doch 

damit nicht genug: Die In-Aussicht-Stellung 

von Frauenquoten in Aufsichtsräten von 

40 % (SPD) bzw. gar 50 % (Bündnis 90/Die 

Grünen) verleiht Frauen-Karriereträumen 

einen fast schon revolutionären Schub. 

Da ist es nur konsequent, auch mit ge-

schlechtsspezifischen Lohndifferenzialen 

ein für allemal aufzuräumen: durch staat-

licherseits veranlasste Lohnmessungen bei 

Unternehmen (SPD) oder doch zumindest 

durch „freiwillige Lohntests nach Schwei-

zer Vorbild“, wie es die CDU/CSU verspricht 

– letzteres allerdings nicht, ohne zugleich 

den Hausfrauen-Müttern (der Gerechtig-

keit halber) das ersehnte Betreuungsgeld 

spätestens ab 2013, vielleicht auch schon 

früher, zuzusagen – sozusagen als Prämie 

für Krippenverzicht.

Die Politik hat die Familien entdeckt: Diese 

sind nicht nur für jede Geldspritze dankbar 

und sei sie noch so klein; mit Familienpoli-

tik lassen sich auch vortrefflich große Emo-

tionen stimulieren. Denn eigentlich wollen 

ja alle dasselbe: glückliche Kinder, glückli-

che Eltern, ein solides Fundament einer er-

folgreichen Gesellschaft.  

Doch der Teufel steckt im Detail. Es macht 

einen ordnungspolitischen Unterschied, ob 

das Geld, das gute Kitas kosten, durch noch 

mehr Staatsverschuldung, durch Steuern 

der Allgemeinheit oder durch Gebühren 

der Eltern aufgebracht wird. Es macht ei-

nen gesamtwirtschaftlichen und gesamt-

gesellschaftlichen Unterschied, ob die Po-

tenziale heranwachsender wie bereits 

erwachsener Menschen genutzt oder ver-

nachlässigt, ob Teilhabechancen eröffnet 

oder verwehrt werden. Und es macht ei-

nen Unterschied für die morgige Armuts-

Statistik, ob sich das heutige Familienein-

kommen durch die Strategie „Kind plus 

zuhause Bleiben“ oder durch „Kind plus Er-

werbstätigkeit“ maximieren lässt. 

Der letztgenannte Unterschied lässt sich in 

Euro beziffern, wie eigene Berechnungen 

zeigen: Die Lohneinbußen, die eine Frau 

mit abgeschlossener Lehre gegenüber ei-

ner gleich gebildeten Referenzfrau ohne 

Unterbrechung erleidet, wenn sie geburts-

bedingt für sechs Jahre aus dem Erwerbs-

leben ausscheidet, summieren sich – je 

nach Geburtszeitpunkt – allein bis zum 46. 

Lebensjahr der Frau auf rund 180 000 bis  

200 000 Euro.

Die vorliegenden Parteiprogramme sind 

einseitig leistungslastig, und das – wie in 

diesen Zeiten nicht anders zu erwarten – 

zu Gunsten der Wählerinnen und Wähler. 

Durch versprochene Erhöhungen von Kin-

dergeld und Kinderfreibeträgen, die Einfüh-

rung von Betreuungsgeld und die Verbrei-

terung des Elterngeld-Nutznießerkreises 

werden bereits bestehende Ansprüche an 

den Staat verfestigt und neue geweckt. 

Die Humankapitalentwicklung der Mut-

ter allerdings, die ihren Job betreuungs-
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bedingt zeitweise aufgegeben hat, bleibt 

von diesen monetären Erleichterungen 

gänzlich unberührt: Während sich das Paar 

über die Entlastung der Haushaltskasse 

freut, schrumpft das weibliche marktnahe 

Humankapital. Speziell das Elterngeld min-

dert zwar die direkten Lohnausfälle der 

Frau während der ersten zwölf Lebensmo-

nate des Kindes; die Folgekosten, die erst 

nach der Rückkehr in den Vollzeitjob ent-

stehen, fallen jedoch in voller Höhe an. In 

Zeiten instabiler Eheverträge sind diese 

Kosten als Spezialisierungsrisiko zu begrei-

fen, auf denen die Frau im Fall des Falles 

„sitzen bleibt“. Und dass Geburtsaufschie-

bung mit Risikoreduktion verbunden ist, 

belegt die ökonomische Rationalität eines 

stetig steigenden Erstgeburtsalters, das 

in Deutschland mittlerweile 30 Jahre er-

reicht hat. 

Wie lässt sich der aufgezeigte Schatten-

preis von Kindern umgehen? Durch den 

(gesellschaftspolitisch unerwünschten) 

Verzicht auf Kinder oder durch die Schaf-

fung von Rahmenbedingungen, die Kinder 

und Beruf vereinbar machen. An diesem 

Punkt jedoch lassen die Wahlprogramme 

die erhoffte Präzision vermissen. Dabei ist 

längst klar, welche Öffnungszeiten von Ki-

tas benötigt werden, um zu anspruchs-

vollen Jobs oberhalb der Geringfügigkeits-

grenze hin und wieder zurück pendeln zu 

können, ohne dass einem jeder Verkehrs-

stau den Schweiß auf die Stirn treibt. 

Über das Betreuungsangebot hinaus gehö-

ren auch die vom Steuer- und Transfersys-

tem selbst ausgehenden Erwerbsanreize 

auf den Prüfstand, doch leider finden sich 

auch diesbezüglich zumeist vage Absichts-

bekundungen in den Programmen. Die ein-

fache Botschaft des FDP-Programms, die 

Zweitverdienst-feindliche Steuerklasse V 

mittelfristig abschaffen und bis dahin das 

Elterngeld zumindest am Bruttoeinkom-

men orientieren zu wollen, um Frauen 

nicht doppelt zu bestrafen, ist eine löbliche 

Ausnahme. Auch der Plan von CDU/CSU, 

die Anspruchsdauer des Elterngeldes am 

Umfang der Erwerbstätigkeit in Elternzeit 

auszurichten und dadurch einen frühzei-

tigen Wiedereinstieg in den Beruf zu för-

dern, geht in die richtige Richtung, denn 

der Umfang der erlittenen Einbußen an 

Humankapital und Einkommen lässt sich 

in der Tat durch Unterbrechungsverkür-

zung deutlich reduzieren. 

Alles in allem verbleibt nach detailliertem 

Studium der Wahlprogramme ein fahler 

Nachgeschmack. Wieder einmal werden 

finanzielle Wohltaten versprochen, die an-

geblich nichts kosten. Nach wie vor uner-

kannt die Einsicht, dass weniger Geld zu 

verteilen ist und dennoch ein viel größe-

res Rad gedreht werden muss: Die Heraus-

forderung, die Arbeitsteilung in Wirtschaft 

und Gesellschaft so umzuorganisieren, 

dass jede und jeder seinen Begabungen 

entsprechend eingesetzt wird.

Da das Wissen um diese Begabungen de-

zentral vorhanden ist, sollten auch elter-

liche Zeitverwendungsentscheidungen in 

den Haushalten getroffen werden und sich 

dabei möglichst an echten Preisen orien-

tieren. Betreuungsgebühren abzuschaf-

fen heißt, ein knappes Gut – pädagogisch 

wertvolle Erziehungsarbeit – künstlich zu 

verbilligen und damit Fehlallokationen von 

Ressourcen sowohl auf der Angebots- als 

auch auf der Nachfrageseite der Dienst-

leistung Vorschub zu leisten. Frauen, die 

auskömmliche Markteinkommen erzielen, 

sind auch in der Lage, für eine in Anspruch 

genommene Dienstleistung zu zahlen. 

Aufgabe der Politik ist es daher nicht, Be-

treuungsgebühren abzuschaffen, sondern 

für Rahmenbedingungen zu Erzielung sol-

cher Einkommen zu sorgen. (Dies gilt zu-

mindest so lange, wie staatliche Kinderbe-

treuung als Konsumgut substitutional zur 

elterlichen Betreuung aufgefasst wird, jen-

seits eines staatlichen Bildungs- oder Inte-

grationsauftrages.)  

Das familienpolitische Regelwerk muss so 

eingestellt sein, dass Eltern Anreize haben, 

frühzeitig in den Arbeitsmarkt zurückzu-

kehren und die Möglichkeit, dort dauer-

haft ausbildungsadäquat tätig zu sein. Von 

verbesserten beruflichen Teilhabeperspek-

tiven der Eltern profitierten mittelfristig 

nicht nur die Geburtenrate, sondern auch 

die wirtschaftliche Stabilität von Familien 

und die Entwicklungschancen von Kindern.


